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Rechtskreisübergreifende Kooperationsgebote im Sozialrecht 
Constanze Janda, Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer 

 

A. System des Sozialrechts 

Das deutsche Sozialrecht ist fragmentiert. Negativ gewendet, führt dies zu einem „Flickenteppich“ und 

provoziert geradezu „Verschiebebahnhöfe“, wenn einzelne unter mehreren in Betracht kommenden Sozi-

alleistungsträgern sich nicht für zuständig halten. Indes beruht diese Zergliederung auf historisch gewach-

senen Strukturen und folgt nicht zuletzt dem Prinzip der Spezialisierung. Grob lassen sich die Sozialleis-

tungen in vier Gruppen systematisieren.1 

 

I. Sozialversicherung 

Die Sozialversicherung bismarckscher Prägung knüpft an die Ausübung einer abhängigen Beschäftigung 

an. Durch Beiträge auf das Arbeitseinkommen wird Vorsorge für den Fall des Eintritts eines sozialen Risikos 

getroffen. Dieses ist definiert als Umstand, der den Einzelnen hindert, seinen Lebensunterhalt durch Er-

werbseinkünfte zu sichern – etwa Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Alter. Die Absicherung erfolgt nicht nur 

in wirtschaftlicher Hinsicht, sondern auch durch Maßnahmen zum Schutz, zur Erhaltung, zur Besserung 

und zur Wiederherstellung der Gesundheit und der Leistungsfähigkeit, § 4 SGB I. Die Geldleistungen dienen 

der Aufrechterhaltung des zuvor innegehabten Status und sind daher einkommensabhängig. Prekäre Ver-

hältnisse im Erwerbsleben spiegeln sich folglich in der Leistungshöhe wider; die Vermeidung von Armut 

zählt nicht zu den Kernanliegen der Sozialversicherung. Dieses Vorsorgesystem steht – im Unterschied zu 

Beveridge-Systemen – damit nicht allen Menschen offen, die in der Bundesrepublik leben, sondern knüpft 

an die (sozialversicherungspflichtige) Beschäftigung an.  

 

II. Soziale Hilfen 

Menschen, die nicht auf dem Arbeitsmarkt Fuß fassen konnten oder die lediglich im Rahmen sogenannter 

Minijobs sozialversicherungsfrei tätig sind, können vom System der Sozialversicherung nicht profitieren. 

Sie werden durch die sozialen Hilfen in die Lage versetzt, ihren Lebensunterhalt zu sichern. Anders als die 

Leistungen der Sozialversicherung werden die sozialen Hilfen ausschließlich aus Steuern finanziert, wes-

halb existenzsichernde Leistungen weitgehend pauschaliert sind. Sie dienen der Gewährleistung des 

Grundrechts auf Sicherung einer menschenwürdigen Existenz, die das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 

aus der Garantie der Menschenwürde in Art. 1 Abs. 1 GG und dem Sozialstaatsprinzip in Art. 20 Abs. 1 GG 

hergeleitet hat.2 Die persönlichen und wirtschaftlichen Hilfen müssen dem individuellen Bedarf entspre-

chen, sollen den Einzelnen zur Selbsthilfe befähigen und die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft 

                                                   
1 Dazu Eichenhofer, Sozialrecht, Rn. 10. 
2 BVerfGE 125, 175. 
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ermöglichen, § 9 SGB I. Umgesetzt wird dieses Ziel nicht in einem einheitlichen System, sondern die sozi-

alen Hilfen sind ausdifferenziert: erwerbsfähige Menschen können das Bürgergeld (SGB II) in Anspruch 

nehmen, erwerbsgeminderte und Menschen im Rentenalter die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung (§§ 41 ff. SGB XII). Als Netz unter dem Netz fungiert schließlich die Sozialhilfe, die ein breites 

Spektrum von der Hilfe zum Lebensunterhalt, über Hilfe zur Gesundheit oder Pflege bis hin zu Hilfen in 

besonderen Lebenslagen aufweist. 

 

III. Soziale Förderung 

Die soziale Förderung verfolgt das Ziel der Chancengleichheit. Sie soll allen Menschen gleiche Lebenschan-

cen einräumen, ungeachtet etwa ihrer sozialen Herkunft oder einer Behinderung. Auch diese Leistungen 

werden aus Steuermitteln finanziert. Sie umfasst Geldleistungen wie das Kindergeld, welches die wirt-

schaftlichen Belastungen durch die Unterhaltsverpflichtungen ausgleichen soll (§ 6 SGB I), die Bildungs- 

und Arbeitsförderung (§ 3 SGB I) und Dienstleistungen wie etwa die Rehabilitation, welche die Selbstbe-

stimmung und gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Behinderung adressiert (§ 10 SGB I), oder 

die Kinder- und Jugendhilfe, mit der die Entwicklung junger Menschen gefördert werden soll (§ 8 SGB I). 

 

IV. Soziale Entschädigung 

Die soziale Entschädigung soll schließlich sogenannte Sonderopfer ausgleichen, genauer: staatlich veran-

lasste oder auf staatliches Handeln oder Unterlassen zurückzuführende Gesundheitsschäden, § 5 SGB I. Sie 

greifen in spezifischen Konstellationen, etwa bei der Entschädigung von Gewaltopfern oder von Impfschä-

den und bleiben daher an dieser Stelle außer Betracht. 

 

B. Verfahrenserleichterungen 

Aufgrund der unterschiedlichen Funktionen und Zielsetzungen dieser Leistungssysteme ist es nicht unge-

wöhnlich, dass Menschen wegen ein und desselben „Lebenssachverhalts“ Leistungen aus all diesen Syste-

men parallel beziehen oder zumindest Anspruch darauf haben. Dass sozialrechtlichen Laien die Orientie-

rung innerhalb der Leistungssysteme schwerfällt, liegt damit auf der Hand. Leistungen beantragt nur, wer 

weiß oder wenigstens ahnt, dass es eine oder mehrere auf die individuelle Lebenslage „passende“ Sozial-

leistungen gibt und an welche Stelle er sich wenden müsste, um diese zu erhalten. Diesem Informations-

defizit trägt das Sozialrecht Rechnung. Im SGB I sind verschiedene Auskunfts-, Beratungs- und Betreu-

ungspflichten sowie Verfahrenserleichterungen vorgesehen, um den Einzelnen in die Lage zu versetzen, 

Ansprüche auf Sozialleistungen zu erkennen und zu erlangen. 
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I. Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens und Antragsprinzip 

Nach § 9 SGB X, § 10 VwVfG3 ist das Verwaltungsverfahren nicht an bestimmte Formen gebunden. Es muss 

„einfach, zweckmäßig und zügig“ durchgeführt werden. Die Sozialverwaltung muss das Verfahren daher so 

gestalten, dass es die potenziell Leistungsberechtigten möglichst wenig belastet, ohne dass dies jedoch zu 

Lasten der Sorgfalt gehen darf.4 

Das Prinzip der Nichtförmlichkeit hat freilich nicht zur Folge, dass das Sozialverwaltungsverfahren faktisch 

für jedermann zugänglich ist. Denn es wird erst mit der Stellung eines Antrags auf Sozialleistungen einge-

leitet, vgl. § 18 Satz 2 SGB X, § 22 Satz 2 VwVfG. Ein solches Antragserfordernis ist etwa im Recht der 

Grundsicherung für Arbeitsuchende (§ 37 SGB II), für das Kindergeld (§ 67 EStG) oder die Eingliederungs-

hilfe für Menschen mit Behinderung (§ 108 SGB IX) vorgesehen.5 Im Kinder- und Jugendhilferecht fehlt 

eine entsprechende Regelung, jedoch besteht Einigkeit darüber, dass das Antragserfordernis auch hier gilt, 

da das Gesetz auch nicht die Leistungserbringung „von Amts wegen“ vorsieht.6 Diese kommt aber in der 

Sozialhilfe in Betracht, die gemäß § 18 SGB XII einsetzt, sobald der Träger Kenntnis vom Hilfebedarf erlangt 

hat. Durch das Ressortprinzip ist es grundsätzlich erforderlich, dass der Antrag beim zuständigen Träger 

gestellt wird, § 16 Abs. 1 SGB I. Bei der Suche nach diesem sind die Leistungsberechtigten nicht auf sich 

selbst gestellt, sondern das Sozialrecht hält verschiedene Unterstützungsmöglichkeiten bereit. 

 

II. Informations- und Beratungspflichten 

§ 13 SGB I statuiert einen ganz allgemeinen, an die Allgemeinheit gerichteten Aufklärungsauftrag an die 

Sozialleistungsträger und ihre Verbände. Sie erfüllen diese Verpflichtung durch die Bereitstellung von In-

formationsmaterialien – online oder in Papierform, durch Plakatwerbung oder sonstige breit gestreute 

Maßnahmen. Die Menschen sollen damit in die Lage versetzt werden, ihre im Sozialgesetzbuch gründenden 

Rechte und Pflichten zu erkennen und Beratung und Auskunft einzuholen.7 

Durch die Beratung nach § 14 SGB I vermittelt der zuständige Träger konkrete Informationen, die sich auf 

den einzelnen Fall beziehen. Die Beratungspflicht entsteht spätestens mit der Beantragung von Sozialleis-

tungen.8 Sie setzt aber durchaus früher an: (Potenziell) Leistungsberechtigte sollen damit in die Lage ver-

setzt werden, einen Antrag auf die ihnen zustehenden Sozialleistungen zu stellen und alle notwendigen 

Unterlagen dafür beizubringen. Anders als bei der allgemeinen Aufklärung genügt es hier in der Regel nicht, 

Merkblätter zur Verfügung zu stellen. Nach der Rechtsprechung des BSG besteht keine anlasslose Bera-

tungspflicht, sondern diese setzt in der Regel erst ein, wenn sich die betreffende Person mit einem Aus-

kunftsersuchen an den Träger wendet.9 Sie muss zudem ein Sachbescheidungsinteresse haben, also ein 

                                                   
3 Das VwVfG gilt unter anderem für die Gewährung von Leistungen nach dem AsylbLG. 
4 Roller, in: Schütze, SGB X, § 9, Rn. 6; Weber, in: BeckOK SozR, SGB X, § 9, Rn. 7. 
5 Siehe auch die Auflistung bei Weber, in: BeckOK SozR, SGB X, § 18, Rn. 12.1. 
6 BVerwGE 112, 98; BVerwGE 124, 83; BVerwG, Beschl. v. 22.5.2008 – 5 B 130/07, Rn. 3. 
7 Eichenhofer, Sozialrecht, Rn.211; Hase, in: BeckOK SozR, SGB I, § 13, Rn. 5. 
8 BSGE 60, 79; BSGE 87, 280. 
9 BSGE 92, 34. 
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berechtigtes Interesse an der Bereitstellung der gewünschten Informationen.10 Diese Anforderungen sind 

jedoch im Interesse der Zugänglichkeit des Sozialstaats weit zu interpretieren, sodass dieses Interesse bei 

jeder Person anzunehmen ist, die potenziell Rechte oder Pflichten nach dem Sozialgesetzbuch hat.11 Die 

Träger dürfen sich nicht darauf beschränken, die gestellten Fragen zu beantworten, sondern müssen von 

sich aus alle Informationen vermitteln, die sich als zweckmäßig aufdrängen.12 Diesen individuellen Bera-

tungsbedarf zu erkennen, liegt in der Verantwortung der Träger, und nicht der Bürgerinnen und Bürger.13 

Sie müssen gewährleisten, dass eine umfassende, individuelle und persönliche Beratung über alle im Ein-

zelfall bedeutsamen Rechtsfragen erfolgt. Dies umfasst gegebenenfalls auch die Hilfe bei der Antragstel-

lung, also Hinweise auf beizubringende Informationen und Unterlagen sowie sonstige Mitwirkungsoblie-

genheiten. 

Beratungspflichtig ist jeder Träger jedoch nur innerhalb seiner eigenen Zuständigkeit. Dies ist dem Res-

sortprinzip und dem darin zum Ausdruck kommenden Spezialisierungsgrundsatz geschuldet. Er muss Aus-

kunft über alle Sach- und Rechtsfragen geben, sofern er hierzu in der Lage ist.14 Die einzelnen Sozialge-

setzbücher haben unterschiedliche Zielsetzungen und nur auf diese erstreckt sich der (gegenüber § 14 SGB 

I) konkretisierte Beratungsauftrag der Träger. Anderenfalls ist der Träger gehalten, den zuständigen Leis-

tungsträger zu benennen, damit sich die potenziell leistungsberechtigte Person mit einem Beratungsersu-

chen an diesen wenden kann, § 15 Abs. 2 SGB I. Diese Form der Hinweispflicht nimmt damit auch eine 

Wegweiserfunktion ein.15 

Die allgemeinen Vorgaben der §§ 13-15 SGB I werden in den besonderen Teilen konkretisiert. So besteht 

etwa nach § 4 Abs. 2 SGB II im Rahmen des Bürgergeldes eine Pflicht zur Information, Beratung und Un-

terstützung durch einen persönlichen Ansprechpartner. Die Arbeitsagenturen sind nach §§ 29 ff. SGB III 

zur Berufs- und Arbeitsmarktberatung verpflichtet. Aufklärungs- und Beratungspflichten treffen zudem 

die Krankenkassen für eine gesunde Lebensweise und das Vorgehen bei Behandlungsfehlern (§§ 1 Satz 4, 

20 Abs. 1, 66 SGB V), die Jugendämter über das Leistungsspektrum, den Zugang zum Leistungssystem und 

Leistungen anderer Träger – dezidiert auch gegenüber Kindern und Jugendlichen selbst (§ 8 Abs. 3 SGB 

VIII) – sowie darüber hinaus auch als „Lebenshilfe“ bei familiären Problemen (vgl. § 10a Abs. 2 SGB VIII), 

die Rehabilitationsträger (§ 32 SGB IX) oder die Sozialhilfeträger (§ 11 SGB XII). Letztere sollen auch Kon-

takte zu und die Begleitung durch soziale Dienste ermöglichen (§ 11 Abs. 3 SGB XII) und auch auf die 

Beratungs- und Unterstützungsleistungen Verbände der freien Wohlfahrtspflege, durch Angehörige der 

rechtsberatenden Berufe und durch sonstige Stellen hinweisen (§ 11 Abs. 4 SGB XII). 

 

                                                   
10 Hase, in: BeckOK SozR, SGB I, § 14, Rn. 3 und 6; gegen eine zu strenge Handhabung Mrozynski, SGB I, § 14, Rn. 4. 
11 Mrozynski, SGB I, § 14, Rn. 5. 
12 BSGE 60, 79; BSGE 79, 168; Schnitzer, NZS 2023, 54 (57). 
13 Schnitzer, NZS 2023, 54 (56). 
14 Vgl. § 15 Abs. 2 SGB I: „Die Auskunftspflicht erstreckt sich … auf alle Sach- und Rechtsfragen, … zu deren Beant-
wortung die Auskunftsstelle imstande ist.“ (Herv. d. Verf.). 
15 BT-Drs. 7/868, S. 25; Öndül, in: jurisPK-SGB I, § 15 SGB I, Rn. 19.  
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III. Orientierungs- und Hinwirkungspflichten 

Der zuständige Träger ist trotz einer vorangegangenen Beratung und Auskunftserteilung nicht immer ein-

deutig zu bestimmen.16 Daher statuiert § 16 Abs. 2 SGB I eine Verpflichtung des sogenannten erstange-

gangenen Trägers zur unverzüglichen17 Weiterleitung der Anträge an den zuständigen Träger. Diese wirkt 

fristwahrend. Unkenntnis über die Zuständigkeiten gehen also nicht zulasten der Antragsteller. Zudem sind 

auch andere Leistungsträger, Gemeinden und die amtlichen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland 

im Ausland zur Entgegennahme von Anträgen auf Sozialleistungen verpflichtet. Diese verfahrensbezoge-

nen Regelungen dienen dem „Auffinden“ des zuständigen Trägers und sollen vermeiden, dass Antragsteller 

Nachteile erleiden, weil sie sich im komplexen System des Sozialrechts ohne Unterstützung nicht zurecht-

finden.18 

Weitere Schwierigkeiten können entstehen, wenn unklar ist, ob ein Leistungsfall des einen oder des ande-

ren Trägers vorliegt. Um ein Hin- und Herschieben von Anträgen zwischen verschiedenen Trägern zu ver-

hindern, sieht das Sozialgesetzbuch Vorleistungspflichten vor. So ist etwa bei Zuständigkeitskonflikten 

zwischen Arbeitsagentur und Rentenversicherung19 nach § 23 Abs. 1 SGB III die Arbeitsagentur zur Vor-

leistung im Hinblick auf Maßnahmen der aktiven Arbeitsförderung verpflichtet. Im Übrigen kann der „erst-

angegangene Träger“ nach § 43 SGB I vorläufige Leistungen erbringen, wenn die Zuständigkeit unter meh-

reren Leistungsträgern strittig ist.20 Steht die Leistungsberechtigung dem Grunde, aber nicht dem Umfang 

nach fest, können nach § 42 Abs. 1 SGB I Vorschüsse auf Geldleistungen erbracht werden. Erweist sich 

später der andere Träger als zuständig, erfolgt eine Rückabwicklung nur im Innenverhältnis der Träger, vgl. 

§§ 102 ff. SGB X, sodass die Leistungsberechtigten damit nicht belastet werden. 

Der zuständige Träger muss nach § 16 Abs. 3 SGB I darauf hinwirken, dass unverzüglich klare und sach-

dienliche Anträge gestellt und unvollständige Angaben ergänzt werden. Diese enge Form der Betreuung 

soll sicherstellen, dass die vorher erfolgten Beratungsleistungen tatsächlich in ein Verwaltungsverfahren 

münden, sodass die Leistungsberechtigten auch tatsächlich die ihnen zustehenden Leistungen erhalten.21 

Die oftmals anzutreffende Praxis, die Entgegennahme eines Antrags wegen unvollständiger Unterlagen zu 

verweigern, läuft diesem Grundsatz zuwider. 

Weitere Erleichterungen hält § 17 SGB I bereit, der die Träger nicht nur zur schnellen Leistungsgewährung 

und zur Bereitstellung ausreichender sozialer Dienste und Einrichtungen verpflichtet, sondern auch zur 

möglichst einfachen Kommunikation mit und Zugänglichkeit der Sozialverwaltung. Barrieren sollen abge-

baut und möglichst allgemeinverständliche Vordrucke genutzt werden. Diese Vorgaben werden durch das 

spezifische Verfahrensrecht für die Sozialverwaltung ergänzt, das im SGB X geregelt ist. § 9 SGB X betont 

                                                   
16 Mrozynski, SGB I, § 15, Rn. 6a. 
17 „Unverzüglich“ bedeutet „ohne schuldhaftes Zögern, vgl. § 121 BGB, Merten, in: BeckOK SozR, SGB I, § 16, Rn. 14. 
18 Vgl. auch Mrozynski, SGB I, § 17, Rn. 9; Schnitzer, NZS 2023, 54 (57). 
19 Dabei geht es typischerweise um die Frage, ob eine Person erwerbsfähig ist und damit noch dem System der Ar-
beitslosenversicherung zuzuordnen ist, oder ob sie als erwerbsgemindert Rentenansprüche geltend machen kann. 
20 Dazu ausführlich Felix, SGb 2022, 12. 
21 Mrozynski, SGB I, § 16, Rn. 38. 
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den Grundsatz der Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens und dessen einfache, zweckmäßige und 

zügige Durchführung. § 19 SGB X ermöglicht die Nutzung von Kommunikationshilfen für Menschen mit 

Behinderung und steht trotz der deutschen Amtssprache auch der Kommunikation in anderen Sprachen 

nicht entgegen. 

Diese Grundsätze gelten für alle Phasen des Sozialverwaltungsverfahrens, sodass auch bereits die Beratung 

vor Antragstellung diesen Anforderungen genügen muss. Dies bedeutet, dass sich die Kommunikation der 

Träger mit den Ratsuchenden und (potenziell) Leistungsberechtigten stets am sogenannten Empfängerho-

rizont auszurichten hat. Die Kommunikation darf also nicht uniform erfolgen, sondern muss für jeden Ein-

zelnen verständlich und nachvollziehbar ausgestaltet werden und alle Aspekte umfassen, die für die Sozi-

alleistungsbeantragung von Relevanz sind. Im Ergebnis ist damit zwar kein Fachwissen zu vermitteln, aber 

zumindest so viel Orientierung zu geben, dass auch Laien sich im fragmentierten System so zurechtfinden, 

dass sie alle ihnen zustehenden Leistungen beantragen können. 

Das SGB I und das SGB X gelten jedoch nicht für alle Sozialleistungen. So unterliegen etwa die Leistungen 

nach dem AsylbLG dem allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht des VwVfG. Diese Aufspaltung setzt sich 

beim Rechtsschutz fort, der nicht für alle sozialrechtlichen Fragen nach dem SGG der Sozialgerichtsbarkeit 

zugewiesen ist. Leistungen nach dem SGB VIII, Wohngeld oder BAFöG sind etwa vor den Verwaltungsge-

richten einzuklagen; es gilt das Verfahrensrecht der VwGO, der das sozialgerichtliche Verfahren prägende 

Grundsatz der Klägerfreundlichkeit22 ist diesem fremd. 

 

C. Rechtskreisübergreifende Kooperationsgebote 

Die Gewährung der Leistungen setzt an der (zumindest vorläufig) geklärten Zuständigkeit an. Dabei agiert 

der Träger nach Maßgabe der für ihn geltenden Vorschriften. Die Fälle werden folglich nicht „ganzheitlich“ 

bearbeitet, sondern komplexe Lebenslagen müssen in einzelne Bedarfe gleichsam aufgespalten und die 

dem jeweiligen Bedarf entsprechenden Leistungen gesondert beantragt werden. 

Auch wenn sozialwissenschaftlich anerkannt ist, dass sich beispielsweise die Langzeitarbeitslosigkeit der 

Eltern oftmals negativ auf die Bildungschancen ihrer Kinder auswirkt und zudem vielfältige innerfamiliäre 

Problemlagen auslösen kann, die der Persönlichkeitsentwicklung abträglich sind, gibt es von Gesetz wegen 

keine Leistungserbringung aus einer Hand. Kraft seines Auftrags aus § 1 SGB II ist das Jobcenter dafür 

zuständig, die langzeitarbeitslosen Eltern durch aktivierende Maßnahmen bei der Eingliederung in den 

Arbeitsmarkt zu unterstützen. Zugleich wird der Lebensunterhalt der Eltern und ihrer Kinder gesichert, 

einschließlich der gesetzlich vorgesehenen Leistungen für Bildung und Teilhabe. Die schulische Bildung der 

Kinder liegt in der Hand der Schulen; Ausbildungs- und Berufsorientierung wird von den Arbeitsagenturen 

angeboten; Unterstützung bei innerfamiliären Konflikten und Bedarfe bei der Persönlichkeitsentwicklung 

des Kindes werden vom Jugendamt erbracht. Die Zuständigkeit für die gesundheitliche Versorgung liegt 

bei den Krankenkassen. Kindertagesstätten, deren Bildungsauftrag immer stärker anerkannt wird, fallen in 

                                                   
22 Dazu ausführlich Harks, NZS 2018, 49. 
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den Anwendungsbereich des Kinder- und Jugendhilferechts, das auf Landesebene ausgeformt wird; die 

Schulen unterliegen von vornherein nur dem Landesrecht. Kommt eine Behinderung – der Eltern oder des 

Kindes – hinzu, sind darüber hinaus Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe zu erbringen, die im Rah-

men des „gegliederten Systems“ nicht von einem einheitlichen Träger sichergestellt werden, sondern je 

nach Ursache der Behinderung und dem Ziel der Reha- und Teilhabeleistungen unterschiedlichen Trägern 

obliegen, §§ 5, 6 SGB IX. Dass dieses Nebeneinander an Zuständigkeiten zu Schnittstellenproblemen führt, 

ist offensichtlich. Trotz des Ressortprinzips, das auch den Aufbau des Sozialgesetzbuches prägt, hat der 

Gesetzgeber dies erkannt und verschiedene rechtskreisübergreifende Kooperationsgebote verankert. 

 

I. Kooperation in der sozialrechtlichen Beratung 

Die Kooperationsgebote setzen bereits in einem recht frühen Stadium vor der Leistungserbringung an. Nach 

§ 15 Abs. 3 SGB I sind „die Auskunftsstellen“ – dies sind die zur Erteilung von Sach- oder Verweisungsaus-

künften verpflichteten Sozialleistungsträger und ihre Verbände – verpflichtet, untereinander und mit den 

anderen Leistungsträgern mit dem Ziel zusammenzuarbeiten, eine möglichst umfassende Auskunftsertei-

lung durch eine Stelle sicherzustellen. Der Gesetzgeber macht hierzu keine konkreten Vorgaben, nennt aber 

beispielhaft einen Austausch in Form von Mitteilungen und Konsultationen, gemeinsamen Schulungen 

oder auch die Abhaltung gemeinsamer Sprechtage.23 Diese frühe Kooperationspflicht soll sicherstellen, 

dass möglicherweise leistungsberechtigte Personen nicht aus Bequemlichkeit von einem Träger abgewie-

sen werden.24 

Ein rechtsübergreifendes Denken ist bereits jetzt auch den Trägern, die für die Präventionsketten von be-

sonderer Bedeutung sind, in den einzelnen Büchern des Sozialgesetzbuchs vorgegeben. So sind die Träger 

der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach § 4 Abs. 2 SGB II verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die 

Leistungsberechtigten, aber auch deren Kinder, Beratung und Hilfe bzw. Zugang zu Teilhabeangeboten 

erlangen. Dies setzt ein Bewusstsein für die unterschiedlichen Facetten der mit der Erwerbslosigkeit ein-

hergehenden Problemlagen voraus und zumindest einen grundlegenden Überblick über die von anderen 

Trägern zu erbringenden Leistungen und sonstigen Unterstützungsangeboten vor Ort. § 4 Abs. 2 Satz 3 SGB 

II verpflichtet die Grundsicherungsträger zur Zusammenarbeit mit Schulen und Kindertageseinrichtungen, 

den Trägern der Jugendhilfe, Gemeinden und Gemeindeverbänden, freien Trägern, Vereinen und Verbänden 

und sonstigen handelnden Personen. 

Auch der Beratungsauftrag der Jugendämter nach § 10a Abs. 2 SGB VIII geht über das Leistungsspektrum 

des SGB VII hinaus. Sie haben Informationen über Leistungen anderer Träger bereitzustellen und gemein-

sam mit den Antragstellern zu klären, ob weitere Träger für sie zuständig sind. Dazu müssen sie auf andere 

zuständige Träger und Beratungsangebote im Sozialraum hinweisen und den betroffenen Familien, Kindern 

                                                   
23 BT-Drs. 7/868, S. 25; dazu auch Hase, in: BeckOK SozR, SGB I, § 15, Rn. 7. 
24 Öndül, in: jurisPK-SGB I, § 15 SGB I, Rn. 48. 
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und Jugendlichen ggf. bei der Antragstellung behilflich sein. Dies entbindet die anderen Träger jedoch nicht 

von ihren eigenen Beratungspflichten.25 

Schließlich sind die Krankenkassen nach § 26 Abs. 3 SGB V verpflichtet, im Zusammenwirken mit den nach 

Landesrecht zuständigen Trägern auf die Wahrnehmung von Gesundheitsuntersuchungen durch Kinder und 

Jugendliche hinzuwirken. In den meisten Bundesländern hat sich nach Einführung dieser Kooperations-

pflicht ein „verbindliches Einladungssystem“ etabliert, durch das Eltern zunächst eingeladen und aufgefor-

dert werden, an den präventiven Untersuchungen teilzunehmen. Begleitet wird dies durch Kontrollen der 

Gesundheits- oder Jugendämter.26  

 

 Pflicht („muss“) gebundenes Ermessen („soll“) 

Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende 

Hinwirken auf Beratung und 
Hilfe anderer Träger, § 4 SGB II 

Inanspruchnahme von Leistun-
gen für Bildung und Teilhabe, § 4 
SGB II 

Jugendämter Beratung über Leistungen ande-
rer Träger, § 10a SGB VIII 

Klärung weiterer zuständiger 
Träger, § 10a SGB VIII 

 

Krankenkassen Hinwirken auf die Wahrneh-
mung von Gesundheitsuntersu-
chungen für Kinder und Jugend-
liche, § 26 Abs. 3 SGB V 

 

 

In keiner Konstellation ist die Beratung in das Ermessen der Träger gestellt. Im Unterschied zu den Leis-

tungen der gemeinsamen Einrichtungen (SGB II) und den Jugendämtern (SGB VIII) sind die Gesundheits-

untersuchungen standardisiert und an alle Kinder und Jugendlichen gerichtet. Der Aufbau kooperativer 

Strukturen wird zudem durch die nach § 26 Abs. 3 SGB V zu schließende Rahmenvereinbarung formalisiert 

und damit erleichtert. Das Spektrum der übrigen Leistungen, die an Kinder aus benachteiligten Familien 

erbracht werden, ist im Vergleich dazu sehr heterogen und richtet sich – trotz aller vergleichbaren sozialen 

Schwierigkeiten – nach den individuellen Bedarfen. Träger, die zur rechtskreisübergreifenden Beratung und 

Hinwirkung auf die Beantragung geeigneter Leistungen verpflichtet sind, müssen daher in diesen Fällen 

über ein weitaus solideres Wissen um das Leistungsspektrum anderer Träger verfügen und – auch dies 

dürfte eine Herausforderung sein – Bedarfe und Problemlagen überhaupt erst erkennen, die außerhalb ihrer 

Zuständigkeit liegen. 

 

                                                   
25 BT-Drs. 19/26107, S. 77. 
26 Geene/Heberlein/Buchholt, in: BeckOK SozR, SGB V § 26 Rn. 27. 
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II. Kooperation im Rahmen der Leistungserbringung 

Die rechtskreisübergreifende Beratung soll die Betroffenen in die Lage versetzen, alle auf ihre Bedarfe 

ausgerichteten Sozialleistungen zu beantragen. Eine ganzheitliche und „integrierte Versorgung“27 setzt 

jedoch voraus, dass die unterschiedlichen Leistungen der verschiedenen Träger sinnvoll ineinandergreifen 

und aufeinander abgestimmt sind. Die Kooperation kann also nicht damit enden, dass die Leistungsberech-

tigten auf weitergehende Ansprüche aufmerksam gemacht werden und dann gleichsam ihrer Wege gehen. 

Erforderlich ist vielmehr ein Fallmanagement, mit dem alle sozialen Schwierigkeiten, die mit einer be-

stimmten Lebenslage einhergehen, angegangen und zu bewältigen gesucht werden. Anderenfalls bliebe 

die Unterstützung punktuell. 

 

1. Kooperationsgebote zur Bewältigung von Arbeitslosigkeit und Armut 

Die Verantwortungsteilung hat mit der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) Eingang 

in das Sozialrecht gefunden. Ursprünglich nur einem politischen Kompromiss geschuldet, wurde in § 6 SGB 

II die Verantwortung für Eingliederungsleistungen wie die Schuldnerberatung, die psychosoziale oder die 

Suchtberatung,28 sowie für die Deckung der Bedarfe für Unterkunft und Heizung und die Bedarfe für Bil-

dung und Teilhabe den Kommunen zugewiesen. Die Bundesagentur für Arbeit ist demgegenüber für das 

Bürgergeld und die Maßnahmen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt zuständig. Um eine einheitliche 

Durchführung der Leistungen sicherzustellen, werden sie als sogenannte gemeinsame Einrichtungen (§ 44b 

SGB II) tätig. Alternativ können zugelassene kommunale Träger (§ 6a SGB II) die mit der Grundsicherung 

verbundenen Aufgaben allein erfüllen. Die gemeinsamen Einrichtungen erwiesen sich zunächst als verfas-

sungswidrig, handelte es sich damals doch noch um eine nicht zugelassene Form der Mischverwaltung.29 

Statt die Trägerschaft zu reformieren, entschied sich der Gesetzgeber zur „Legalisierung“ der gemeinsamen 

Einrichtungen und ordnete die Zusammenarbeit von Bundesagentur und Kommunen in Art. 91e GG explizit 

an. Dabei nahm er dezidiert auf die Bewährung des Modells in der Praxis Bezug. 

Die Jobcenter – seien es die gemeinsamen Einrichtungen, seien es die zugelassenen kommunalen Träger – 

treffen ihrerseits umfangreiche Kooperationspflichten. Sie haben nach § 18 SGB II mit den Kommunen und 

sonstigen Beteiligten des örtlichen Arbeits- und Ausbildungsmarktes zusammenzuarbeiten. Das Gesetz 

nennt unter anderem die Träger der Leistungen nach dem AsylbLG, Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertre-

ter, Kammern und berufsständische Organisationen, Ausländerbehörden, Schulen, Schulverwaltung und 

Hochschulen sowie die Träger der freien Wohlfahrtspflege. Eine spiegelbildliche Verpflichtung trifft nach 

§ 9 SGB III die Bundesagentur für Arbeit. Werden im Rahmen des Bürgergeldbezugs auch Leistungen der 

                                                   
27 Der Begriff und das Konzept wurde im Recht der gesetzlichen Krankenversicherung entwickelt, um Mehrfachun-
tersuchungen und widersprüchliche Therapien bei komplexen Krankheitsbildern zu verhindern, vgl. § 140a Abs. 1 SGB 
V. 
28 Mit der Verpflichtung zur Erbringung dieser Leistungen erkennt der Gesetzgeber die vielfältigen Ursachen von 
Arbeitslosigkeit und Hilfebedürftigkeit an, Harks in: jurisPK-SGB II, § 16a, Rn. 9. 
29 BVerfGE 119, 331. 
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Arbeitsförderung30 erbracht, haben Arbeitsagenturen und Jobcenter nach § 18a SGB II eng mit den für die 

Arbeitsförderung zuständigen Dienststellen der Bundesagentur zusammenzuarbeiten. Eine korrespondie-

rende Kooperationspflicht trifft die Agenturen für Arbeit mit den gemeinsamen Einrichtungen und den 

zugelassenen kommunalen Trägern nach § 9a SGB III. Der Regelung wird vor allem programmatische Funk-

tion zugeschrieben;31 sie umzusetzen steht jedoch aufgrund des klaren Wortlauts nicht im Ermessen der 

Träger. 

Die Krankenkassen müssen zur Förderung der Gesundheit und der Prävention in den Lebenswelten mit dem 

öffentlichen Gesundheitsdienst zusammenarbeiten, § 20a Abs. 1 Satz 3 SGB V. Eine Kooperationsverpflich-

tung mit der Bundesagentur für Arbeit und den Trägern der Grundsicherung für Arbeitnehmer besteht, 

wenn präventive und gesundheitsfördernde Leistungen an Personen erbracht werden, deren berufliche Ein-

gliederung aus gesundheitlichen Gründen erschwert ist, § 20a Abs. 1 Satz 5 SGB V. 

Die Sozialhilfeträger treffen nach § 4 Abs. 1 SGB XII ebenfalls Kooperationspflichten mit Trägern, deren 

Leistungen den gleichen Zielen wie die Sozialhilfe zu dienen bestimmt sind oder die an den Sozialhilfeleis-

tungen beteiligt werden (sollen). Das Gesetz nennt insofern Leistungen nach dem SGB II, SGB VIII, SGB IX, 

SGB XII; die Aufzählung ist nicht abschließend. Darüber hinaus sollen die Pflegestützpunkte in die Zusam-

menarbeit einbezogen werden – eine Aufgabe, die vor allem der Übernahme der Kosten für die stationäre 

Pflege im Rahmen der Hilfe zur Pflege dient. Auch § 4 SGB XII wird im Wesentlichen programmatische 

Bedeutung zugemessen.32 Obwohl der Gesetzgeber keine weiteren Vorgaben zur Art und Weise der Koope-

ration und deren institutioneller Verankerung macht, ist diese jedoch nicht in deren Belieben gestellt, son-

dern aus dem Wortlaut der Norm ergibt sich ohne Zweifel eine Rechtspflicht zur Zusammenarbeit.33 

 

2. Kooperationsgebote zum Schutz und zur Förderung von Kindern und Jugendlichen 

Bestehen Anhaltspunkte für die Gefährdung des Kindeswohls sind die Jugendämter seit jeher zur Zusam-

menarbeit mit den Familiengerichten verpflichtet.34 Dies erklärt sich daraus, dass wegen des grundgesetz-

lich verbürgten Elternrechts als ultima ratio nur die Familiengerichte Maßnahmen zur Herausnahme des 

Kindes aus dem gefährdenden Umfeld veranlassen dürfen. Die Jugendämter haben nach § 8a SGB VIII mit 

geeigneten Fachkräften zu kooperieren, um das Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung sachgerecht einzu-

schätzen. 

§ 81 SGB VIII anerkennt, dass Kinder und Jugendliche wie auch ihre Familien nicht isoliert der Verantwor-

tung der Jugendämter zugewiesen sind und ordnet eine Pflicht der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur 

                                                   
30 Dazu zählen nach § 16 SGB II Beratung und Vermittlung, Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung, 
zur Berufsausbildung, zur beruflichen Weiterbildung oder zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung nach dem SGB III. Die Erbringung dieser Eingliederungsleistungen ist in das Ermessen der Grundsiche-
rungsträger gestellt. 
31 Harich, in: BeckOK SozR, SGB II, § 18, Rn. 1. 
32 Groth, in: BeckOK SozR, SGB XII, § 4, Rn. 1. 
33 Deckers, in: Grube/Wahrendorf/Flint, SGB XII, § 4, Rn. 4. 
34 Ausführlich Lewe, FPR 2012, 440. 
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strukturellen Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen an, „deren Tätigkeit sich 

auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt.“ Genannt werden neben den Trägern 

der Leistungen nach dem SGB II, SGB III, SGB V und SGB XII unter anderem Schulen und Schulverwaltung, 

der Gesundheitsdienst, die Bundesagentur für Arbeit und Beratungsstellen. Die strukturelle Kooperation 

meint weniger eine Pflicht zur Zusammenarbeit im engeren Sinne, sondern ist auch die Bildung von Netz-

werken gerichtet, mit denen Ressourcen strategisch abgestimmt werden und Verfahrensabsprachen ge-

troffen werden. Sie bezieht sich folglich auf eine Strukturbildung, nicht aber auf die verfahrens- und leis-

tungsrechtliche Begleitung von einzelnen Fällen.35 

§ 3 KKG präzisiert diese Vorgabe für den Schutz von Kindern und Jugendlichen und gibt den Ländern die 

Schaffung verbindlicher Kooperationsstrukturen auf, insbesondere für die Gewährung der Frühen Hilfen, 

also für Eltern mit Kindern unter drei Jahren. Der Anwendungsbereich ist damit jedoch nicht abschließend 

geregelt („insbesondere“), sondern ist offen für alle Familien in belastenden Lebenssituationen ungeachtet 

des Alters ihrer Kinder. § 3 KKG ergänzt nicht nur die allgemeine Kooperationspflicht in der Kinder- und 

Jugendhilfe aus § 81 SGB VIII, sondern auch die allgemeine Beratungspflicht aus § 14 SGB I.36 Die Träger 

der Kinder- und Jugendhilfe sowie die Institutionen des Kinderschutzes sollen sich gegenseitig über ihre 

Angebote und Aufgaben informieren, strukturelle Fragen der Angebotsgestaltung und -entwicklung klären 

und die Verfahren im Kinderschutz aufeinander abstimmen. Diese gegenseitigen Informationspflichten sind 

nicht zuletzt deshalb unerlässlich, dass die Jugendhilfeträger ihren Beratungspflichten nach § 10a SGB VIII 

sinnvoll nachkommen können. Sofern das Landesrecht nichts anderes regelt, soll die Zusammenarbeit im 

Rahmen von Netzwerken erfolgen, § 3 Abs. 3 KKG. In diese Netzwerke sollen gemäß § 3 Abs. 2 KKG neben 

den Einrichtungen und Diensten der öffentlichen und freien Jugendhilfe vor allem Leistungserbringer in 

der Eingliederungshilfe, Gesundheitsämter, Sozialämter, Schulen, Polizei- und Ordnungsbehörden, Agen-

turen für Arbeit, Krankenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförder- und Beratungsstellen einbezogen 

werden. Auch Einrichtungen zum Gewaltschutz, Mehrgenerationenhäuser, Familienbildungsstätten, Fami-

liengerichte und Angehörige der Heilberufe werden aufgezählt. Die Soll-Vorschrift hat zur Folge, dass von 

einem Netzwerkaufbau und der Einbeziehung der genannten Akteure nur in atypischen Konstellationen 

abgewichen werden darf. Im Grunde ist sie damit regelhaft, wenngleich nicht als Rechtspflicht, so doch 

als gebundenes Ermessen, vorgegeben. Zu beachten ist jedoch, dass § 3 KKG lediglich einen strukturellen 

Rahmen für die Kooperation fordert, jedoch keine Rechtsgrundlage für eine integrierte Zusammenarbeit 

aller involvierten Träger im Einzelfall darstellt.37 Auch werden keine konkreten Vorgaben zum Vorgehen in 

einzelnen Krisenfällen gemacht.38 Es steht jedoch zu befürchten, dass trotz der Betonung des Netzwerk-

gedankens letztlich eine Gesamtverantwortung des Jugendamts angenommen wird, wiewohl dieses fak-

tisch kaum in der Lage sein kann, alle Aspekte von Kinderschutzfällen angemessen zu beurteilen.39 

                                                   
35 Eger in: jurisPK-SGB VIII, § 81, Rn. 9. 
36 Wiesner, in: Wiesner/Wapler, KKG, § 3, Rn. 1; Luthe in: jurisPK-SGB VIII, § 10a, Rn. 6. 
37 Wiesner, in: Wiesner/Wapler, KKG, § 3, Rn. 2. 
38 Mörsberger, FPR 2012, 431 (433). 
39 Mörsberger, FPR 2012, 431 (432). 
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Die Jugendämter sollen im Rahmen der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie nach § 16 Abs. 

2 Satz 2 SGB VIII vernetzte, kooperative, niedrigschwellige, partizipative und sozialraumorientierte Ange-

botsstrukturen fördern. Solche Ansätze finden sich auch im Leistungsrecht, etwa in § 22a Abs. 2 Nr. 2, 3 

SGB VIII für die Kooperation von Kindertagesstätten mit Eltern, kinder- und familienbezogenen Institutio-

nen und Initiativen im Gemeinwesen und Schulen oder in § 13 Abs. 1, 3, 4 SGB VIII für die Sozialarbeit, der 

kraft Definition die Aufgabe zukommt, die schulische und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Ar-

beitswelt und soziale Integration von Kindern und Jugendlichen zu fördern und damit in ressortübergrei-

fenden Strukturen zu denken. 

Im Übrigen werden nach § 10 Abs. 1 SGB VIII die Verpflichtungen anderer Sozialleistungsträger und der 

Schulen durch die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nicht berührt. Gemeinsame Beratungspflichten 

oder ein integriertes Fallmanagement sieht das SGB VIII folglich nicht vor. Durch das Kinder- und Jugend-

stärkungsgesetz sind in § 9a SGB VIII erstmals sogenannte Ombudsstellen geschaffen worden, an die sich 

Eltern im Konfliktfall wenden können. Damit soll dem strukturellen Machtgefälle zwischen professionellen 

Helferinnen und Helfern und den Familien begegnet werden.40 Sie sollen die Familien zwar auch über die 

Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe beraten; im Unterschied zum allgemeinen Beratungsauftrag aus 

§ 10a SGB VIII liegt das Augenmerk hier jedoch auf der Bewältigung von Meinungsverschiedenheiten und 

Konflikten mit den Trägern der Jugendhilfe,41 nicht aber auf der Erleichterung des Zugangs zu deren Leis-

tungen als solcher.  

Die Krankenkassen sollen schließlich im Rahmen der Prävention und Gesundheitsförderung gemeinsam mit 

den Akteuren der sogenannten Lebenswelten – genannt werden in § 20 Abs. 4 SGB V die Systeme des 

Wohnens, des Lernens, des Studierens, der medizinischen und pflegerischen Versorgung sowie der Freizeit-

gestaltung einschließlich des Sports – die gesundheitliche Situation der Versicherten erheben und Vor-

schläge entwickeln, wie die gesundheitliche Situation verbessert und gesundheitliche Ressourcen und Fä-

higkeiten gestärkt werden können, § 20a Abs. 1 SGB V. Diese Form der Kooperation bezieht Kindertages-

stätten, Schulen, Angebote der Jugendhilfe und auch die Kommunen ein, wirkt aber nicht konkret im Rah-

men der Leistungserbringung, sondern lediglich in einem allgemeinen auf Gesundheitsförderung gerichte-

ten Rahmen, ungeachtet konkreter Ansprüche einzelner Versicherter. 

 

3. Rechtskreisübergreifendes Fallmanagement 

Ein echtes und verbindliches rechtskreisübergreifendes Fallmanagement ist nur für Menschen mit Behin-

derung sowie für pflegebedürftige Menschen vorgesehen. Dieses bietet im Vergleich zu den übrigen, ledig-

lich punktuellen Kooperationspflichten erhebliche Vorteile für die Leistungsberechtigten – auch wenn die 

praktische Umsetzung der Kooperationsverpflichtung mindestens ebenso herausfordernd ist wie deren 

Überwachung.42 

                                                   
40 BT-Drs. 19/26107, S. 75 f. 
41 Winkler, in: BeckOK SozR, SGB VIII, § 9a Rn. 2. 
42 Welti, VuR 2011, 363 (368 f.). 
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 Pflicht („muss“) gebundenes Ermessen („soll“) 
Träger der Grundsicherung 
für Arbeitsuchenden 

örtliche Zusammenarbeit mit Kom-
munen und sonstigen Beteiligten des 
örtlichen Arbeits- und Ausbildungs-
marktes, § 18 SGB II 
enge Zusammenarbeit mit den für 
die Arbeitsförderung zuständigen 
Dienststellen der Bundesagentur, 
§ 18a SGB II 

 

Bundesagentur für Arbeit örtliche Zusammenarbeit mit Kom-
munen und sonstigen Akteuren des 
Arbeits- und Ausbildungsmarktes, 
§ 9 SGB III 
enge Zusammenarbeit mit den 
Grundsicherungsträgern, § 9a SGB III 

 

Jugendämter Strukturelle Zusammenarbeit der öf-
fentlichen Jugendhilfe mit anderen 
Stellen und öffentlichen Einrichtun-
gen, § 81 SGB VII 
Zusammenarbeit mit den Institutio-
nen des Kinderschutzes nach Lan-
desrecht, § 3 Abs. 1 KKG 

Zusammenarbeit von öffentli-
cher und freier Jugendhilfe, § 4 
SGB VIII 
Zusammenarbeit im Rahmen von 
Netzwerken, § 3 Abs. 3 KKG 
Förderung der Entwicklung ver-
netzter, kooperativer, nied-
rigschwelliger, partizipativer und 
sozialraumorientierter Ange-
botsstrukturen, § 16 Abs. 2 Satz 
2 SGB VIII 

Krankenkassen Zusammenarbeit mit dem öffentli-
chen Gesundheitsdienst bei Leistun-
gen zur Gesundheitsförderung und 
zur Prävention in Lebenswelten, 
§ 20a Abs. 1 Satz 3 SGB V 
Zusammenarbeit mit den Grundsi-
cherungsträgern bei gesundheitsbe-
dingten Hindernissen der beruflichen 
Eingliederung, § 20a Abs. 1 Satz 5 
SGB V 

kassenübergreifende Koopera-
tion, § 20a Abs. 1 Satz 4 SGB V 

Pflegekassen trägerübergreifendes Fallmanage-
ment, § 7a SGB XI 

 

Träger von Rehabilitations-
leistungen 

trägerübergreifender Teilhabeplan, 
§ 19 SGB IX 
Teilhabekonferenz, § 20 SGB IX 
Einbeziehung anderer öffentlicher 
Stellen, § 21 SGB IX 

 

Sozialhilfeträger Zusammenarbeit mit den Trägern 
nach dem SGB II, SGB VIII, SGB IX 
und SGB XI und sonstigen Trägern, 
§ 4 SGB XII 
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Nach § 19 SGB IX ist der leistende Rehabilitationsträger verantwortlich für die Erstellung eines Teilhabe-

plans. Dies soll gewährleisten, dass alle voraussichtlich erforderlichen Leistungen dieses Trägers im Beneh-

men mit anderen Reha-Trägern hinsichtlich Ziel, Art und Umfang festgestellt und so aufeinander abge-

stimmt werden, dass sie nahtlos ineinandergreifen.43 Die gemeinsame Beratung erfolgt im Rahmen der 

Teilhabekonferenz nach 20 SGB IX. Gegebenenfalls sind dabei auch weitere öffentliche Stellen einzubezie-

hen, § 21 SGB IX. Dies sind etwa die Schulen im Falle von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung, 

sowie die Pflegekassen, Integrationsämter, Jobcenter und Betreuungsbehörden.44 

Damit vergleichbar ist das mit „Pflegeberatung“ nur unzureichend umschriebene Fallmanagement der Pfle-

gekassen nach § 7a SGB XI. Auch diese sollen die leistungsberechtigten Personen umfassend nicht nur über 

die von ihnen selbst, sondern auch die von anderen Stellen zu erbringenden Sozialleistungen nach Bundes- 

oder Landesrecht sowie über sonstige Hilfsangebote informieren. Dies umfasst gesundheitsfördernde, prä-

ventive, kurative, rehabilitative oder sonstige medizinische sowie pflegerische und soziale Hilfen.45 Zustän-

dig sind die sogenannten Pflegestützpunkte. 

 

D. Fazit 

Schon im geltenden Recht finden sich zahlreiche Ansatzpunkte für eine rechtskreisübergreifende Koope-

ration in Beratung und Leistungserbringung entlang der Präventionskette. Gerade zur Förderung von Kin-

dern und Jugendlichen werden deutliche Impulse für die Bildung von Netzwerken gesetzt, in denen sich 

alle Akteure zusammenfinden, die zu einem gelingenden Aufwachsen beitragen können. Auch wenn sich 

diese strukturelle Netzwerkbildung nicht auf die Bearbeitung einzelner Fälle richtet, bilden sie einen wich-

tigen Baustein für eine integrative Infrastruktur in der Sozialverwaltung. Die Verbindungen zwischen den 

verschiedenen Leistungssystemen werden im Einzelfall durch ressortübergreifende Beratungs- und Betreu-

ungspflichten verbindlich abgedeckt. 

Sie setzen jedoch implizit voraus, dass der Einzelne um seine sozialrechtlichen Ansprüche weiß oder zu-

mindest, dass er sich seiner problematischen Lebenslage bewusst ist, die durch staatliche Leistungen be-

hoben oder gemildert werden kann. Hürden für die Zugänglichkeit des Sozialstaats bestehen folglich oft 

schon im Vorfeld der Kontaktaufnahme zur Sozialverwaltung. Diese Lücke zu überbrücken, wird eine der 

großen Herausforderungen für die nächsten Jahre und Jahrzehnte sein. Wer bereits Zugang zu den Sozial-

leistungsträgern gefunden hat, wird – zumindest der Rechtslage nach – durch das fragmentierte System 

geleitet. Von erheblicher tatsächlicher Bedeutung sind dabei jedoch das Wissen, das Engagement und die 

Ressourcen der Beschäftigten in der Sozialverwaltung die ihrerseits befähigt werden müssen, das Sozial-

rechtsverhältnis ganzheitlich in den Blick zu nehmen. Wünschenswert ist daher ein gesetzlicher Rahmen 

                                                   
43 Ausführlich Eicher, NZS 2022, 601. 
44 Jabben, in: BeckOK SozR, SGB IX, § 22 Rn. 1. 
45 Dazu Krahmer, SRa 2018, 119. 
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für ein echtes Fallmanagement, in dem die multiplen Facetten der Lebenslagen von Kindern und Jugendli-

chen systematisch und strukturiert analysiert, Bedarfe ermittelt und Leistungen sinnvoll aufeinander ab-

gestimmt werden. Die derzeitige Diskussion um die Kindergrundsicherung greift insofern zu kurz. 
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